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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres ersucht den federführenden 
Haushaltskontrollausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1. weist erneut auf die wichtige Rolle der Agenturen der Union im Bereich Justiz und 
Inneres (JI) und des Europäischen Datenschutzbeauftragten (EDSB) wie auch auf die 
wichtige Unterstützung hin, die diese den Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen 
der Union sowie den Mitgliedstaaten in den Bereichen Grundrechte, Sicherheit und 
Justiz bieten, indem sie operationelle und analytische Aufgaben ebenso wie 
Verwaltungs- und Überwachungsaufgaben übernehmen; weist erneut darauf hin, dass 
für eine ausreichende Mittel- und Personalausstattung der Agenturen für Justiz und 
Inneres und des Europäischen Datenschutzbeauftragten gesorgt werden muss, damit 
diese in völliger Transparenz und unter uneingeschränkter Wahrung der Grundrechte 
ihrem jeweiligen Mandat nachkommen können;

2. begrüßt die Erklärung des Rechnungshofes, der zufolge mit der Prüfung der 
Jahresabschlüsse der Agenturen für das Haushaltsjahr 2020 und der ihnen zugrunde 
liegenden Einnahmen und Zahlungen insgesamt die in den Vorjahren berichteten 
positiven Ergebnisse bestätigt wurden, und begrüßt, dass der Rechnungshof die 
Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Jahresabschlüsse aller Agenturen im 
Bereich Justiz und Inneres und die diesen Abschlüssen zugrunde liegenden Einnahmen 
für das Haushaltsjahr 2020 bescheinigt hat;

3. hebt hervor, dass sich die Agenturen auf Aufgaben und Tätigkeiten mit eindeutigem 
europäischem Mehrwert konzentrieren sollten und dass die Organisation dieser 
Aufgaben und Tätigkeiten optimiert werden sollte, damit es – im Interesse der 
Steuerzahler der Union – nicht zu Überschneidungen kommt;

4. weist auf die Empfehlung des Rechnungshofs hin, der zufolge der Haushaltsvollzug 
durch die Agenturen wirksamen und effizienten internen Kontrollen unterliegen sollte, 
einschließlich Ex-ante-Kontrollen zur Vermeidung von Fehlern und 
Unregelmäßigkeiten vor der Genehmigung von Maßnahmen;

5. nimmt die Bemerkung des Rechnungshofs in Bezug auf übermäßig hohe 
Mittelübertragungen auf das folgende Haushaltsjahr, insbesondere bei der Agentur der 
Europäischen Union für das Betriebsmanagement von IT-Großsystemen im Raum der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (eu-LISA), der Agentur der Europäischen Union 
für Grundrechte und der Europäische Agentur für die Grenz- und Küstenwache 
(Frontex), sowie die Empfehlung zur Kenntnis, dass die Agenturen ihre 
Haushaltsplanung und ihre Haushaltsvollzugszyklen weiter verbessern sollten;

6. stellt fest, dass der Rechnungshof die Abschlüsse der Europäischen Staatsanwaltschaft 
für das Jahr 2020 nicht geprüft hat, da sie ihre Arbeit erst am 1. Juni 2021 
aufgenommen hat;

7. weist auf die Feststellung des Rechnungshofes hin, dass die der Jahresrechnung 
zugrunde liegenden Zahlungen bei allen Agenturen rechtmäßig und ordnungsgemäß 
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waren, wovon jedoch die Agentur eu-LISA ausgenommen ist, für die ein 
eingeschränktes Prüfungsurteil abgegeben wurde, da zwei Zahlungen nicht den 
Bestimmungen der von der eu-LISA eingegangenen Rahmenverträge entsprachen, 
wobei sich diese Zahlungen 2020 auf insgesamt 10 405 074 EUR beliefen, was 4,1 % 
der 2020 der aller eu-LISA zur Verfügung stehenden Mittel für Zahlungen entspricht; 
nimmt die Antwort der eu-LISA zur Kenntnis, wonach die größte vorschriftswidrige 
Zahlung mit einem spezifischen Vertrag in Zusammenhang stand und der Grund dafür, 
dass die eu-LISA den entsprechenden Rahmenvertrag nicht rechtzeitig geändert hat, 
rein verwaltungstechnischer Natur war; betont, dass die eu-LISA nach der 
Veröffentlichung der Bemerkung des Rechnungshofs umgehend reagierte und eine 
Änderung des Rahmenvertrags unterzeichnete, um das ursprüngliche Versäumnis zu 
beseitigen;

8. stellt fest, dass der Rechnungshof nicht auf „sonstige Sachverhalte“ in Bezug auf die 
Agenturen im Bereich Justiz und Inneres eingegangen ist, mit Ausnahme des 
Europäischen Unterstützungsbüros für Asylfragen (EASO) (jetzt „Asylagentur der 
Europäischen Union“), für das der Rechnungshof darauf hingewiesen hat, dass ein 
offenes Verfahren zur Bereitstellung von Zeitarbeitskräfte, die an seinem Hauptsitz und 
bei seinen Tätigkeiten in Malta unterstützend tätig sein sollten, durchgeführt wurde, 
welches dazu führte, dass der abgelehnte Bieter beim Gericht eine Klage gegen das 
EASO eingereicht hat, um das Ergebnis des Vergabeverfahrens anzufechten;

9. würdigt all die Anstrengungen, die die Agenturen unternommen haben, um trotz der 
durch die COVID-19-Pandemie bedingten Einschränkungen weiterhin Ergebnisse von 
hoher Qualität zu liefern; nimmt mit Zufriedenheit das gemeinsame Papier der 
Agenturen im Bereich Justiz und Inneres zur Reaktion auf die COVID-19-Pandemie zur 
Kenntnis, in dem die individuellen und gemeinsamen Anstrengungen der Agenturen zur 
Bewältigung der Pandemiefolgen aufgeführt werden; begrüßt die Reaktion der 
Agenturen im Bereich Justiz und Inneres auf die COVID-19-Pandemie, die beispiellose 
Herausforderungen für alle mit sich brachte; weist auf die vom Rechnungshof 
durchgeführte Überprüfung der Reaktionen der Agenturen auf die COVID-19-Pandemie 
hin, die sich auf drei Schwerpunktbereiche konzentrierte (Umsetzung von Maßnahmen 
zur Gewährleistung der Betriebskontinuität, tägliche Arbeitsabläufe und 
Einstellungsverfahren sowie Maßnahmen zur Unterstützung des Wohlergehens der 
Mitarbeiter); begrüßt zudem die Feststellung des Rechnungshofs, wonach sich die 
Agenturen, einschließlich der Agenturen im Bereich Justiz und Inneres, gut an die noch 
nie dagewesene Situation angepasst haben, die durch COVID-19 verursacht wurde, 
indem sie rechtzeitig Notfallpläne zur Aufrechterhaltung des Betriebs aktivierten, um 
die Kontinuität der wichtigsten Governance-Prozesse und das Wohlergehen ihrer 
Mitarbeiter sicherzustellen; stellt jedoch fest, dass das EASO zu Beginn der Pandemie 
über keinen genehmigten Notfallplan zur Aufrechterhaltung des Betriebs verfügte;

10. begrüßt die Zusammenarbeit innerhalb des Netzes der Agenturen im Bereich Justiz und 
Inneres; fordert die Agenturen im Bereich Justiz und Inneres auf, weiterhin 
Synergieeffekte zu entwickeln und mit Blick auf verbesserte Effizienz die 
Zusammenarbeit und den Austausch bewährter Verfahren untereinander zu 
intensivieren;
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11. begrüßt die Erklärung des Rechnungshofes, dass die Agenturen in den meisten Fällen 
Korrekturmaßnahmen ergriffen haben, um den Prüfungsbemerkungen aus Vorjahren 
Rechnung zu tragen, und fordert die Agenturen im Bereich Justiz und Inneres auf, ihre 
Bemühungen fortzusetzen, um den Bemerkungen des Rechnungshofs – insbesondere 
bei der internen Kontrolle, den Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge und der 
Haushaltsführung – nachzukommen;

12. betont, dass die Sicherstellung eines ausgewogenen Geschlechterverhältnisses in den 
Leitungsgremien aller Agenturen enorm wichtig ist; weist erneut auf das anhaltende, 
äußerst unausgewogene Geschlechterverhältnis in den Verwaltungsräten mehrerer 
Agenturen im Bereich Justiz und Inneres hin; stellt mit Bedauern fest, dass es ein 
unausgewogenes Geschlechterverhältnis und einen Mangel an Diversität beim Personal 
der Agenturen im Bereich Justiz und Inneres gibt; stellt fest, dass einige Agenturen 
Maßnahmen ergriffen haben, um bei freiwerdenden Stellen ein ausgewogenes 
Geschlechterverhältnis in der Führungsebene zu schaffen; hebt hervor, dass die 
Behörden der Mitgliedstaaten und nicht die Agenturen selbst für die Ernennung der 
Verwaltungsratsmitglieder verantwortlich sind; fordert die Agenturen daher auf, die 
Mitgliedstaaten proaktiv an die Bedeutung eines ausgewogenen 
Geschlechterverhältnisses zu erinnern, auf ein ausgewogenes Geschlechterverhältnis in 
der höheren Führungsebene sowie auf allen Ebenen des Personals hinzuarbeiten und der 
Entlastungsbehörde über die umgesetzten Maßnahmen und die diesbezüglichen 
Fortschritte Bericht zu erstatten; fordert die Mitgliedstaaten auf, bei der Benennung von 
Verwaltungsratsmitglieder für ein ausgewogenes Geschlechterverhältnis zu sorgen;

13. stellt fest, dass der Gerichtshof am 11. November 2021 ein Urteil betreffend den Einsatz 
von Zeitarbeitskräften1 getroffen hat, in dem mehrere Fragen im Zusammenhang mit 
der Anwendung der Richtlinie 2008/104/EG2 auf Leiharbeitnehmer in den Agenturen 
der Union behandelt werden; fordert die entsprechenden Agenturen auf, ihre 
Anstrengungen zu verstärken, um die Zahl der Zeitarbeitskräfte, die Bedienstete 
ersetzen, zu verringern;

14. fordert alle Agenturen im Bereich Justiz und Inneres auf, Maßnahmen zu ergreifen, um 
die vollständige Einhaltung der Transparenzvorschriften der Union sowie der 
Grundrechte und Datenschutznormen sicherzustellen; fordert sie auf, die 
Haushaltsordnung einzuhalten und hohen Managementstandards zu genügen; ist der 
Ansicht, dass die Offenlegung von Sitzungen und Interaktionen zwischen Agenturen im 
Bereich Justiz und Inneres und Dritten für mehr Transparenz seitens dieser Agenturen 
sorgen würde, sofern dies in einer Weise geschieht, die ihre Tätigkeit nicht gefährdet; 
fordert die Agenturen im Bereich Justiz und Inneres auf, ihre Anstrengungen in dieser 
Hinsicht zu verstärken;

15. weist erneut darauf hin, dass die Kommission – wie vom Rechnungshof betont – den 
Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union horizontale Leitlinien für die 

1 Urteil des Gerichtshofs vom 11. November 2021, UAB „Manpower Lit“ gegen E. S. u. a., Rechtssache C-
948/19, ECLI:EU:C:2021:906.

2 Richtlinie 2008/104/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 über Leiharbeit 
(ABl. L 327 vom 5.12.2008, S. 9).
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einheitliche Berechnung der Beiträge von Drittländern an die Hand geben sollte, um die 
Rechenschaftspflicht und die Transparenz zu stärken;

16. fordert alle Agenturen im Bereich Justiz und Inneres auf, bei ihren allgemeinen 
betrieblichen Abläufen der Nachhaltigkeit Rechnung zu tragen, um ihre Umweltbilanz 
zu verbessern, und der Entlastungsbehörde über umgesetzte Maßnahmen und 
Fortschritte Bericht zu erstatten;

17. fordert alle Agenturen auf, den Bürgern auch künftig die Ergebnisse ihrer Arbeit und 
Tätigkeit zu präsentieren und diese zu veröffentlichen, um ihre Existenz gegenüber der 
Öffentlichkeit besser bekanntzumachen;

18. fordert alle Agenturen im Bereich Justiz und Inneres auf, bei ihrer Einstellungspolitik 
für Diversität zu sorgen und diese zu fördern; fordert alle Agenturen im Bereich Justiz 
und Inneres nachdrücklich auf, interne Strategien und Verfahren zu entwickeln, um 
Inklusivität und Diversität sicherzustellen und jeder Form von Diskriminierung 
vorzubeugen; fordert den Rechnungshof auf, in seinen künftigen Berichten hierüber 
systematisch zu informieren; fordert alle Agenturen im Bereich Justiz und Inneres 
nachdrücklich auf, eine klare Strategie gegen Belästigung umzusetzen, damit 
Belästigung in ihrem Hause verhindert und entschieden verurteilt wird; hebt die 
schädlichen Auswirkungen einer hohen Mitarbeiterfluktuation in einigen Organen, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union hervor und fordert die Umsetzung einer 
entsprechenden Personal- und Sozialpolitik, um hier Abhilfe zu schaffen; fordert, dass 
die Abhängigkeit von externen Mitarbeitern abgebaut wird; weist auf die Entscheidung 
in der Rechtssache C-948/193 des Gerichtshofs der Europäischen Union hin;

19. weist auf die Bemerkung des Rechnungshofs mit Blick auf zunehmende Mängel beim 
Personalmanagement hin, insbesondere im Zusammenhang mit Einstellungsverfahren, 
etwa ein unverhältnismäßig lange unbesetzter Führungsposten (EASO), sowie im 
Zusammenhang mit der Verwaltung der Besoldungsgruppen neuer Mitarbeiter 
(Frontex);

20. weist erneut darauf hin, dass die Aufnahme und Aufrechterhaltung eines aktiven 
Austausches zwischen der Kommission und den Agenturen über die Zuweisung 
geeigneter Mittel und die Gestaltung der Stellenpläne äußerst wichtig ist, insbesondere, 
wenn es um die Besoldungsgruppe geht, der die Posten jeweils zugeordnet werden;

3 Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 11. November 2021, UAB „Manpower Lit“ gegen E. S. u. a., 
Rechtssache C-948/19, ECLI:EU:C:2021:906.
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